
 

 

 

BUNDESFINANZHOF 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rückstellungen wegen angeordneter flugverkehrstechn ischer Maß-
nahmen auf der Grundlage von Lufttüchtigkeitsanweis ungen und 
Joint Aviation Requirements 
 
1. Eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung, die le diglich da-
rauf gerichtet ist, die objektive Nutzbarkeit eines  Wirt-
schaftsguts in Zeiträumen nach Ablauf des Bilanzsti chtags zu 
ermöglichen, ist in den bis dahin abgeschlossenen R echnungs-
perioden wirtschaftlich noch nicht verursacht. 
 
2. Ist eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung am Bilanz-
stichtag bereits rechtlich entstanden, bedarf es ke iner Prü-
fung der wirtschaftlichen Verursachung mehr, weil e ine Ver-
pflichtung spätestens im Zeitpunkt ihrer rechtliche n Entste-
hung auch wirtschaftlich verursacht ist. 
 
3. Bei der Bewertung von Rückstellungen sind künfti ge Vorteile 
nur dann wertmindernd zu berücksichtigen, wenn zwis chen ihnen 
und der zu erfüllenden Verpflichtung ein sachlicher  Zusammen-
hang besteht. 
 
 
 
HGB § 249 Abs. 1 Satz 1 
EStG § 5 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4b Satz 1,  
§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. c 
LuftBO § 1 Abs. 2 Nr. 1, § 2, § 14 
 
Urteil vom 17. Oktober 2013     IV R 7/11 
 
Vorinstanz: FG Düsseldorf vom 13. Dezember 2010  3 K 3356/08 F 
(EFG 2011, 884) 
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G r ü n d e  

 

A .  

Die Klägerin, Revisionsbeklagte und Revisionskläger in (Kläge-

rin), eine GmbH & Co. KG, ist Eigentümerin mehrerer  Flugzeuge, 

die sie Dritten zur Nutzung überlässt. 

 

Wegen anstehender Maßnahmen zur Anpassung der Flugz euge an den 

jeweiligen Stand der Technik bildete die Klägerin r egelmäßig 

Rückstellungen. Die Anpassungsverpflichtungen resul tierten 

u.a. aus Lufttüchtigkeitsanweisungen (LTA) sowie au s sog. 

"Joint Aviation Requirements" (JAR). 

 

LTA wurden im Streitjahr 2002 auf der Grundlage des  § 14 

Abs. 1 der Betriebsordnung für Luftfahrtgerät vom 4 . März 1970 

(BGBl I 1970, 262) in der im Streitjahr geltenden F assung 

(LuftBO) vom Luftfahrtbundesamt als der zuständigen  Stelle 

angeordnet und in den "Nachrichten für Luftfahrer" oder in der 

"Informationsschrift des Beauftragten" bekanntgemac ht. Sie 

verpflichten zur Durchführung konkret bezeichneter Maßnahmen 

an Luftfahrtgeräten, wenn sich beim Betrieb eines L uftfahrtge-

räts Mängel des Musters herausstellen, die die Luft tüchtigkeit 

beeinträchtigen. Die in einer LTA angeordnete Maßna hme ist 

innerhalb einer bestimmten Umsetzungsfrist durchzuf ühren. Nach 

Ablauf der Frist darf das betroffene Flugzeug grund sätzlich 

nur in Betrieb genommen oder gehalten werden, wenn die ange-

ordneten Maßnahmen vorschriftsgemäß durchgeführt wo rden sind 

(§ 14 Abs. 2 LuftBO).  

 

Daneben richtete sich der Betrieb von Luftfahrzeuge n, die, wie 

die Flugzeuge der Klägerin, zur gewerbsmäßigen Befö rderung von 

Personen und Sachen eingesetzt werden, im Streitjah r gemäß § 1 

1 

2 

3 

4 



- 2 - 

- 3 - 

 

Abs. 2 Nr. 1 LuftBO nach den Bestimmungen der Joint  Aviation 

Authorities in ihrer jeweils jüngsten vom Bundesmin isterium 

für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen im Bundesanzeig er bekannt-

gemachten Fassung der deutschen Übersetzung (JAR-OP S 1 deutsch 

--JAR-OPS 1--). Auch für die aus solchen JAR-OPS 1 resultie-

renden Verpflichtungen zur Durchführung von konkret en Maßnah-

men sind Umsetzungsfristen vorgesehen, bei deren Ni chteinhal-

tung eine Stilllegung des betroffenen Flugzeugs dro ht. 

 

Die Klägerin bildete wegen voraussichtlicher Ausgab en für nach 

LTA und JAR-OPS 1 durchzuführende Maßnahmen regelmä ßig auf-

wandswirksame Rückstellungen in der Steuerbilanz. Z um 

31. Dezember des Streitjahrs 2002 (Bilanzstichtag) betrugen 

diese Rückstellungen 2.951.814,12 €. Nach den Fests tellungen 

des Finanzgerichts (FG) endete die Umsetzungsfrist für durch-

zuführende Maßnahmen, die mit 611.133,50 € in den R ückstel-

lungen passiviert wurden (Maßnahmen "BAE 5", "BAE 6 ", "BAE 9", 

"LR 2" und "LR 3"), spätestens mit Ablauf des 31. D ezember 

2002. Für die übrigen luftverkehrsrechtlich angeord neten Maß-

nahmen, die mit 2.340.680,62 € in den Rückstellunge n enthalten 

waren, endete die Umsetzungsfrist erst nach Ablauf des Bilanz-

stichtags. 

 

In vorangegangenen Betriebsprüfungen war die Bildun g derarti-

ger Rückstellungen nicht beanstandet worden. Erstma ls anläss-

lich einer u.a. für das Streitjahr durchgeführten A ußenprüfung 

vertrat der Prüfer die Auffassung, dass den streitg egenständ-

lichen Rückstellungen eigenbetrieblicher Aufwand zu grunde 

liege und es sich demnach um die Bildung nicht zulä ssiger Auf-

wandsrückstellungen handle. Entsprechend seien die Rückstel-

lungen gewinnerhöhend aufzulösen. 
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Der Beklagte, Revisionskläger und Revisionsbeklagte  (das 

Finanzamt --FA--) folgte der Auffassung des Prüfers  und erließ 

auf der Grundlage der Ergebnisse der Außenprüfung f ür das 

Streitjahr unter dem 20. April 2006 einen geänderte n Bescheid 

über die gesonderte und einheitliche Feststellung v on Besteue-

rungsgrundlagen, in dem entsprechend der aufgelöste n Rückstel-

lungen ein höherer Gewinn festgestellt wurde. 

 

Mit ihrer nach erfolglosem Einspruchsverfahren erho benen Klage 

hielt die Klägerin an ihrem Begehren fest, dass die  voraus-

sichtlichen Ausgaben wegen der verpflichtend durchz uführenden 

Maßnahmen in ihrer Steuerbilanz zum 31. Dezember 20 02 in einer 

Rückstellung aufwandswirksam zu passivieren seien. 

 

Die Klage hatte teilweise Erfolg. Das FG führte mit  dem in 

Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2011, 884 v eröffent-

lichten Urteil aus, dass die Voraussetzungen zur Bi ldung einer 

Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten in Höh e von 

611.133,50 €, d.h. für diejenigen Verpflichtungen, für deren 

Durchführung die Umsetzungsfristen zum Bilanzsticht ag bereits 

abgelaufen seien, vorlägen. Insoweit habe zum Bilan zstichtag 

eine Verbindlichkeit bestanden, die lediglich der H öhe nach 

ungewiss gewesen sei. Für Maßnahmen, für deren Durc hführung 

die Umsetzungsfristen zum Bilanzstichtag noch nicht  abgelaufen 

seien und die die Klägerin mit 2.340.680,62 € bezif fert habe, 

könnten hingegen zum 31. Dezember 2002 keine Rückst ellungen 

gebildet werden. Denn insoweit seien öffentlich-rec htliche 

Verpflichtungen zum Bilanzstichtag weder rechtlich entstanden 

noch wirtschaftlich verursacht gewesen. Insoweit kö nne sich 

die Klägerin auch nicht mit Erfolg darauf berufen, dass ent-

sprechende Rückstellungen bei bisherigen Betriebspr üfungen 

7 

8 

9 



- 4 - 

- 5 - 

 

unbeanstandet geblieben seien und ihr deshalb Vertr auensschutz 

zu gewähren sei. 

 

Gegen das finanzgerichtliche Urteil haben sowohl da s FA als 

auch die Klägerin fristgerecht Revision eingelegt. Mit den 

Revisionen wird jeweils die Verletzung materiellen Rechts gel-

tend gemacht. 

 

Das FA beantragt, das Urteil des FG Düsseldorf vom 

13. Dezember 2010  3 K 3356/08 F aufzuheben und die  Klage 

abzuweisen; im Übrigen die Revision der Klägerin al s unbegrün-

det zurückzuweisen. 

 

Die Klägerin beantragt, das Urteil des FG Düsseldor f vom 

13. Dezember 2010  3 K 3356/08 F aufzuheben und den  Bescheid 

vom 20. April 2006 in der Fassung der Einspruchsent scheidung 

vom 24. Juli 2008 dahingehend zu ändern, dass die i n der Steu-

erbilanz der Klägerin ausgewiesenen Rückstellungen für behörd-

liche Auflagen zur technischen Umrüstung und Anpass ung von 

Flugzeugen anerkannt und die Einkünfte der Klägerin  um 

1.087.245 € gemindert werden. 

 

Das dem Verfahren beigetretene Bundesministerium de r Finanzen 

hat keinen Antrag gestellt. 

 

B. 

I. Die Revision des FA ist begründet. Sie führt zur  Aufhebung 

des angegriffenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache 

an das FG zur anderweitigen Verhandlung und Entsche idung 

(§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 der Finanzgerichtsordnun g --FGO--). 
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Das FG ist zwar im Ergebnis zutreffend davon ausgeg angen, dass 

für die öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen aus LTA und 

JAR-OPS 1, für deren Durchführung die Umsetzungsfri sten am 

Bilanzstichtag bereits abgelaufen waren, grundsätzl ich die 

Voraussetzungen für eine Rückstellungsbildung vorge legen 

haben. Denn insoweit bestanden am Bilanzstichtag Ve rbindlich-

keiten, die lediglich der Höhe nach noch ungewiss w aren. 

Anhand der bisher getroffenen Feststellungen kann a ber nicht 

abschließend beurteilt werden, ob die Klägerin im S treitjahr 

Rückstellungen für diese öffentlich-rechtlichen Ver pflichtun-

gen bilden durfte. 

 

1. Gemäß § 249 Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs  in der für 

das Streitjahr geltenden Fassung (HGB) sind in der Handelsbi-

lanz Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten  zu bilden. 

Das handelsrechtliche Passivierungsgebot für Verbin dlich-

keitsrückstellungen gehört zu den Grundsätzen ordnu ngsgemäßer 

Buchführung und gilt nach § 5 Abs. 1 Satz 1 des Ein kommen-

steuergesetzes in der für das Streitjahr geltenden Fassung 

(EStG) auch für die Steuerbilanz (ständige Rechtspr echung, 

z.B. Beschluss des Großen Senats des Bundesfinanzho fs --BFH-- 

vom 3. Februar 1969 GrS 2/68, BFHE 95, 31, BStBl II  1969, 291, 

unter II.3.a, juris Rz 24; BFH-Urteil vom 8. Septem ber 2011 

IV R 5/09, BFHE 235, 241, BStBl II 2012, 122, Rz 11 , m.w.N.). 

 

a) Voraussetzung für die Bildung einer Rückstellung  für unge-

wisse Verbindlichkeiten ist das Bestehen einer nur ihrer Höhe 

nach ungewissen Verbindlichkeit oder die hinreichen de Wahr-

scheinlichkeit des künftigen Entstehens einer Verbi ndlichkeit 

dem Grunde nach --deren Höhe zudem ungewiss sein ka nn-- sowie 

ihre wirtschaftliche Verursachung in der Zeit vor d em Bilanz-

stichtag. Als weitere Voraussetzung muss der Schuld ner ernst-
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haft mit seiner Inanspruchnahme rechnen (vgl. z.B. BFH-Urteil 

in BFHE 235, 241, BStBl II 2012, 122, Rz 12, m.w.N. ). Zudem 

darf es sich bei den Aufwendungen nicht um (nachträ gliche) 

Herstellungs- oder Anschaffungskosten eines Wirtsch aftsguts 

handeln (§ 5 Abs. 4b Satz 1 EStG). 

 

b) Diese Voraussetzungen gelten auch für Verpflicht ungen aus 

öffentlichem Recht, die auf ein bestimmtes Handeln in Form 

einer Geldzahlung oder eines anderen Leistungsinhal ts gerich-

tet sind, sofern die öffentlich-rechtliche Verpflic htung 

bereits konkretisiert, d.h. inhaltlich hinreichend bestimmt, 

in zeitlicher Nähe zum Bilanzstichtag zu erfüllen s owie sank-

tionsbewehrt ist (ständige Rechtsprechung, z.B. BFH -Urteil in 

BFHE 235, 241, BStBl II 2012, 122, Rz 13 und 26, m. w.N.; vom 

6. Februar 2013 I R 8/12, BFHE 240, 252, BStBl II 2 013, 686, 

Rz 11, m.w.N.). 

 

2. Im Streitfall waren danach Rückstellungen für un gewisse 

Verbindlichkeiten wegen derjenigen öffentlich-recht lichen Ver-

pflichtungen aus LTA und JAR-OPS 1 zu bilden, für d eren Durch-

führung die Umsetzungsfristen am Bilanzstichtag des  Streit-

jahrs bereits abgelaufen waren. Diese Verpflichtung en waren am 

Bilanzstichtag hinreichend konkretisiert und sowohl  rechtlich 

entstanden (dazu B.I.2.a) als auch wirtschaftlich v erursacht 

(dazu B.I.2.b) und nur der Höhe nach noch ungewiss.  Losgelöst 

von der Frage, ob die Klägerin Adressatin der strei tbefangenen 

luftverkehrsrechtlichen Verpflichtungen war, greife n die gegen 

die Bildung der Rückstellungen erhobenen Einwendung en des FA 

nicht durch (dazu B.I.2.c). 

 

a) Nach allgemeinen Grundsätzen entstehen (auch öff entlich-

rechtliche) Ansprüche und Verpflichtungen zu dem Ze itpunkt, zu 
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dem die sie begründenden Tatbestandsmerkmale erfüll t sind 

(BFH-Urteil vom 19. Mai 1987 VIII R 327/83, BFHE 15 0, 140, 

BStBl II 1987, 848, unter 1.a). Die öffentlich-rech tliche Ver-

pflichtung kann sich unmittelbar aus dem Gesetz ode r durch ei-

nen gesetzeskonkretisierenden Verwaltungsakt ergebe n (BFH-Ur-

teil vom 25. August 1989 III R 95/87, BFHE 158, 58,  BStBl II 

1989, 893, unter II.2.a). Für das rechtliche Entste hen der 

Verpflichtung kommt es darauf an, zu welchem Zeitpu nkt die in 

der konkreten Regelung enthaltenen materiellen Rech tsfolgen 

ausgelöst werden. Bei einem Verwaltungsakt kann die s der Zeit-

punkt der Bekanntgabe, aber auch ein späterer Zeitp unkt sein. 

Letzterer ist insbesondere dann maßgebend, wenn die  konkrete 

Regelungsanordnung unter einer aufschiebenden Bedin gung oder 

Befristung steht; die Verpflichtung entsteht in die sem Fall 

rechtlich erst im Zeitpunkt des Bedingungseintritts  bzw. 

Fristablaufs (BFH-Urteile vom 13. Dezember 2007 IV R 85/05, 

BFHE 220, 117, BStBl II 2008, 516, unter II.2.b aa,  und in 

BFHE 240, 252, BStBl II 2013, 686, Rz 13 und 18 f.) . 

  

Nach diesen Maßstäben ist das FG zu Recht davon aus gegangen, 

dass die Verpflichtungen zur Durchführung der Maßna hmen 

"BAE 5", "BAE 6", "BAE 9", "LR 2" und "LR 3" zum Bi lanzstich-

tag bereits rechtlich entstanden und hinreichend ko nkretisiert 

waren. Denn nach den den Senat bindenden (§ 118 Abs . 2 FGO) 

Feststellungen des FG war die Umsetzungsfrist für d iese Maß-

nahmen am Bilanzstichtag bereits abgelaufen. Damit war sowohl 

der Adressat der Verpflichtungen zur Durchführung d er in den 

entsprechenden LTA und JAR-OPS 1 vorgesehenen konkr eten Maß-

nahmen verpflichtet als auch mit der sofortigen Sti lllegung 

der betroffenen Flugzeuge zu rechnen. 
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b) Die demnach rechtlich entstandenen öffentlich-re chtlichen 

Verpflichtungen waren im Streitjahr 2002 auch wirts chaftlich 

verursacht.  

 

aa) Eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung ist wi rtschaft-

lich verursacht, wenn sie so eng mit dem betrieblic hen Gesche-

hen des Wirtschaftsjahrs verknüpft ist, dass es geb oten ist, 

sie wirtschaftlich als Aufwand des jeweiligen Wirts chaftsjahrs 

zu behandeln (vgl. BFH-Urteil vom 12. Dezember 1991  

IV R 28/91, BFHE 167, 334, BStBl II 1992, 600, unte r II.1.b). 

Dafür müssen --ungeachtet der rechtlichen Gleichwer tigkeit 

aller Tatbestandsmerkmale-- die wesentlichen Tatbes tandsmerk-

male des die Verpflichtung auslösenden Tatbestands erfüllt 

sein und das Entstehen der Verbindlichkeit nur noch  von wirt-

schaftlich unwesentlichen Tatbestandsmerkmalen abhä ngen. Der 

rechtliche und wirtschaftliche Bezugspunkt der Verp flichtung 

muss in der Vergangenheit liegen, so dass die Verbi ndlichkeit 

nicht nur an Vergangenes anknüpft, sondern auch Ver gangenes 

abgilt (BFH-Urteil in BFHE 235, 241, BStBl II 2012,  122, 

Rz 30, m.w.N.). Maßgeblich ist dabei die wirtschaft liche Wer-

tung des Einzelfalls (BFH-Urteil in BFHE 150, 140, BStBl II 

1987, 848, unter 1.b, juris Rz 14). Dabei ist geklä rt, dass 

eine Verpflichtung, die lediglich darauf gerichtet ist, die 

objektive Nutzbarkeit eines Wirtschaftsguts in Zeit räumen nach 

Ablauf des Bilanzstichtags zu ermöglichen, in den b is dahin 

abgeschlossenen Rechnungsperioden wirtschaftlich no ch nicht 

verursacht ist (BFH-Urteile in BFHE 240, 252, BStBl  II 2013, 

686, Rz 20f., m.w.N.; in BFHE 220, 117, BStBl II 20 08, 516, 

unter II.2.b bb; in BFHE 150, 140, BStBl II 1987, 8 48, unter 

1., juris Rz 17). 
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bb) Ist eine öffentlich-rechtliche Verpflichtung am  Bilanz-

stichtag bereits rechtlich entstanden, bedarf es al lerdings 

keiner Prüfung der wirtschaftlichen Verursachung me hr, weil 

eine Verpflichtung nach Ansicht des Senats späteste ns im 

Zeitpunkt ihrer rechtlichen Entstehung auch wirtsch aftlich 

verursacht ist. Denn mit der rechtlichen Entstehung  sind nicht 

nur die wesentlichen, sondern alle Tatbestandsmerkm ale des die 

Verpflichtung auslösenden Tatbestands erfüllt. Ab d iesem Zeit-

punkt ist auch eine Verpflichtung zur technischen A npassung 

eines Wirtschaftsguts, das weiter genutzt werden so ll, nicht 

mehr lediglich darauf gerichtet, die objektive Nutz barkeit des 

Wirtschaftsguts in Zeiträumen nach Ablauf des Bilan zstichtags 

zu ermöglichen. Vielmehr sind diese Verpflichtungen  bereits 

der Rechnungsperiode zuzuordnen, in der sie rechtli ch entstan-

den sind. Denn die durchzuführenden Maßnahmen diene n bereits 

mit dem rechtlichen Entstehen der ihnen zugrunde li egenden 

Verpflichtung dem Erhalt der technischen Nutzbarkei t des 

Wirtschaftsguts im laufenden Betrieb. Eine mit Abla uf der 

Umsetzungsfrist rechtlich entstandene Verpflichtung  knüpft 

damit also bereits an die gegenwärtige Nutzung des Wirt-

schaftsguts an. Folglich liegt --anders als vor Abl auf der 

Umsetzungsfrist-- bei wertender Betrachtung keine z ukunfts-

orientierte Maßnahme vor, sondern aus Sicht des Bil anzstich-

tags eine (bereits) vergangenheitsbezogene. 

 

Aufgrund dieses Verständnisses von der wirtschaftli chen Verur-

sachung einer Verbindlichkeit kommt der Senat zu de nselben 

Ergebnissen wie der I. Senat des BFH, nach dessen A uffassung 

es auf die wirtschaftliche Verursachung nicht ankom mt, wenn 

die Verpflichtung rechtlich dem Grunde nach bereits  entstanden 

ist (vgl. BFH-Urteile vom 27. Juni 2001 I R 45/97, BFHE 196, 

216, BStBl II 2003, 121, unter II.3.; vom 5. Juni 2 002 
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I R 96/00, BFHE 199, 309, BStBl II 2005, 736, unter  II.3., und 

I R 23/01, BFH/NV 2002, 1434, unter II.3.).  

 

c) Lösgelöst von der Frage, wer als Adressat der st reitbefan-

genen luftverkehrsrechtlichen Verpflichtungen anzus ehen ist, 

greifen die Einwendungen des FA gegen die Bildung d er Rück-

stellung nach § 249 Abs. 1 Satz 1 HGB nicht durch. 

 

aa) Die Durchführung der streitigen Maßnahmen liegt  im über-

wiegenden öffentlichen Interesse. Der Senat verkenn t nicht, 

dass der mit der Durchführung der Maßnahmen einherg ehende 

Aufwand auch erforderlich ist, um ein Flugbetriebsu nternehmen 

im Sinne des Unternehmensziels aufrechterhalten zu können. 

Gleichwohl rechtfertigt bereits der hohe Rang der S chutzgüter, 

deren Gefährdung durch den Erlass von LTA und JAR-O PS 1 

entgegengetreten werden soll, die Annahme, dass das  öffent-

liche Interesse an der Durchführung der Maßnahmen e in eigen-

betriebliches Interesse jedenfalls überwiegt (vgl. BFH-Urteile 

vom 8. November 2000 I R 6/96, BFHE 193, 399, BStBl  II 2001, 

570, unter II.4.; vom 19. August 2002 VIII R 30/01,  BFHE 199, 

561, BStBl II 2003, 131, unter II.2.b ee). 

 

bb) Die Bildung einer Rückstellung für die streitig en Ver-

pflichtungen ist auch nicht gemäß § 5 Abs. 4b Satz 1 EStG 

ausgeschlossen. Denn bei den durch sie verursachten  Aufwen-

dungen handelt es sich nicht um aktvierungspflichti ge (nach-

trägliche) Anschaffungskosten. Insoweit konnte das FG eine 

Erweiterung oder eine über den ursprünglichen Zusta nd hinaus-

gehende wesentliche Verbesserung der betroffenen Fl ugzeuge 

i.S. des § 255 Abs. 1 HGB nicht feststellen. An die se Fest-

stellung ist der Senat nach § 118 Abs. 2 FGO gebund en, da 
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diese weder mit Verfahrensrügen angegriffen wurde n och gegen 

Denkgesetze oder Erfahrungssätze verstößt. 

 

cc) Die demnach zum Bilanzstichtag grundsätzlich zu  bildenden 

Rückstellungen sind auch nicht um die Einnahmen aus  den lau-

fenden oder künftig abzuschließenden Charterverträg en der Höhe 

nach zu mindern. Insoweit fehlt es an einem sachlic hen Zusam-

menhang zwischen der Pflichterfüllung und den (künf tigen) Vor-

teilen. 

 

(1) Gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst. c EStG sind bei  der 

Bewertung von Rückstellungen künftige Vorteile, die  mit der 

Erfüllung einer Verpflichtung voraussichtlich verbu nden sein 

werden, soweit sie nicht als Forderung zu aktiviere n sind, 

wertmindernd zu berücksichtigen. 

 

Künftige Vorteile sind dabei auch solche, die nach dem Bilanz-

stichtag realisiert werden (Kiesel in Herrmann/Heue r/Raupach 

--HHR--, § 6 EStG Rz 1176 am Ende; Blümich/Ehmcke, § 6 EStG 

Rz 977 b). Voraussetzung für die Wertminderung der Rückstel-

lung ist allerdings, dass zwischen der zu erfüllend en Ver-

pflichtung und dem wirtschaftlichen Vorteil zuminde st ein 

sachlicher Zusammenhang besteht (so auch Urteil des  FG Köln 

vom 14. Dezember 2005  4 K 2927/03, EFG 2006, 877; Urteil des 

FG München vom 27. März 2012  6 K 3897/09, EFG 2012 , 1533, 

unter II.1.a; HHR/Kiesel, § 6 EStG Rz 1177). Dies e rgibt sich 

zwar nicht bereits aus dem Wortlaut der Norm, aber aus ihrem 

Sinn und Zweck. 

 

(a) Nach dem Wortlaut des § 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchst.  c EStG 

bedarf es einer voraussichtlichen Verbindung zwisch en dem 

Vorteilseintritt und der Erfüllung der Verpflichtun g. Inwie-
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weit eine solche Verbundenheit gegeben sein muss, k onkreti-

siert das Gesetz hingegen nicht. Zur Auslegung dies es Merkmals 

kann nicht mehr auf die vor der Einfügung dieser st euerrecht-

lichen Bewertungsvorschrift ergangene Rechtsprechun g zurückge-

griffen werden, die auf der Maßgeblichkeit handelsr echtlicher 

Grundsätze beruhte und derzufolge eine Anrechnung k ünftiger 

Vorteile auf eine zu passivierende Verpflichtung nu r möglich 

war, wenn diese derart in einem unmittelbaren Zusam menhang mit 

der drohenden Inanspruchnahme aus der Verpflichtung  standen, 

dass sie Letzterer wenigstens teilweise spiegelbild lich ent-

sprachen, rechtlich der Entstehung oder Erfüllung d er Ver-

bindlichkeit zwangsläufig nachfolgten und vollwerti g waren 

(BFH-Urteile vom 17. Februar 1993 X R 60/89, BFHE 1 70, 397, 

BStBl II 1993, 437, unter 3.b; vom 3. August 1993 

VIII R 37/92, BFHE 174, 31, BStBl II 1994, 444, unt er II.3.b 

--Kompensation durch Rückgriffsansprüche--; vom 30.  November 

2005 I R 110/04, BFHE 212, 83, BStBl II 2007, 251, unter 

II.4.c). Eine solche unmittelbare Verbindung wird v on der nun 

geschaffenen steuerrechtlichen Regelung nicht mehr verlangt.  

 

(b) Dass nicht jeder Zusammenhang zwischen der zu e rfüllenden 

Verpflichtung und einem künftigen wirtschaftlichen Vorteil 

ausreicht, sondern ein sachlicher Zusammenhang erfo rderlich 

ist, ergibt sich jedoch aus Sinn und Zweck der Norm . Die 

Kompensationsregelung verfolgt das Ziel, die steuer liche 

Leistungsfähigkeit eines Betriebs zutreffend zu bem essen. Dem 

liegt der Gedanke zugrunde, dass künftige Einnahmen  die später 

zu erfüllende Verbindlichkeit in ihrer Belastungswi rkung 

mindern. So heißt es auch in der Gesetzesbegründung , dass ein 

gedachter Erwerber eines Betriebs derartige zu erwa rtende 

Erträge als belastungsmindernd honorieren würde (BT Drucks 

14/23, S. 172; BTDrucks 14/443, S. 23; ebenso HHR/K iesel, § 6 
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EStG Rz 1175; Werndl, in: Kirchhof/Söhn/Mellinghoff , EStG, § 6 

Rz Da 23). Unter diesem Gesichtspunkt fehlt es aber  an einem 

Verpflichtung und Vorteil verbindenden Zusammenhang , wenn die 

Erfüllung der Verpflichtung lediglich die allgemein e Aufrecht-

erhaltung des Betriebs und damit allgemein die Mögl ichkeit der 

künftigen Einnahmeerzielung zur Folge hat. Der geda chte Erwer-

ber eines Betriebs rechnet gerade mit den Einnahmen  des lau-

fenden Betriebs und würde diese beim Kauf nicht als  belas-

tungsmindernd zu Gunsten der ausgewiesenen Rückstel lungen 

berücksichtigen.  

 

(2) Gemessen an diesen Grundsätzen hat das FG zu Re cht keinen 

sachlichen Zusammenhang zwischen dem künftigen Vort eil, die 

Flugzeuge auch weiterhin verchartern und folglich B etriebs-

einnahmen erzielen zu können, und der Verpflichtung  zur Durch-

führung der in den streitigen LTA und JAR-OPS 1 ang eordneten 

Maßnahmen gesehen. Anders als das FA meint, stehen insbeson-

dere die sich aus der (künftigen) Vercharterung erg ebenden 

Einnahmen nicht in einem sachlichen Zusammenhang mi t der Ver-

pflichtungserfüllung, sondern allenfalls in einem a llgemeinen 

Zusammenhang mit dem laufenden Betrieb. Ob --wie da s FG 

meint-- ein sachlicher Zusammenhang zwischen den im  Streitfall 

bestehenden Verpflichtungen und einem wirtschaftlic hen Vorteil 

aus einer etwaigen Verwertung der in Folge der Umrü stungsmaß-

nahmen ausgebauten Flugzeugbestandteile bestehen wü rde, 

braucht der Senat nicht zu entscheiden, weil eine s olche Ver-

wertungshandlung ausweislich der Feststellungen des  FG nicht 

stattgefunden hat.  

 

3. In Bezug auf voraussichtliche Aufwendungen für d ie Maßnah-

men, für deren Durchführung die Umsetzungsfrist am Bilanz-

stichtag bereits abgelaufen war, lagen danach die V oraus-

34 

35 



- 14 - 

- 15 - 

 

setzungen zur Bildung von Rückstellungen zum Bilanz stichtag 

grundsätzlich vor. Das Urteil des FG ist gleichwohl  mangels 

Spruchreife aufzuheben, weil die tatsächlichen Fest stellungen 

des FG nicht seine Annahme stützen, dass die Kläger in als 

Adressatin der LTA bzw. der JAR-OPS 1 zur Durchführ ung der 

angeordneten Maßnahmen verpflichtet gewesen sei. Rü ckstellun-

gen für öffentlich-rechtliche Verpflichtungen kann nur der 

konkret Verpflichtete bilden, also der Adressat der  gesetz-

lichen oder behördlichen Anordnung. Adressat der lu ftverkehrs-

rechtlichen Verpflichtungen ist nach § 2 Abs. 1 Luf tBO, anders 

als das FG meint, jedoch der Halter und nicht der E igentümer 

des Luftfahrtgeräts.  

 

Die bisherigen Feststellungen des FG ermöglichen de m Senat 

keine Entscheidung darüber, ob die Klägerin Halteri n der 

Flugzeuge und deshalb aufgrund der streitigen Verpf lichtungen 

zur Umsetzung der durchzuführenden Maßnahmen verpfl ichtet war. 

Durch die Zurückverweisung erhält das FG Gelegenhei t, die 

insoweit fehlenden Feststellungen nachzuholen. In d iesem 

Zusammenhang wird zunächst zu klären sein, aufgrund  welcher 

Vertragsgrundlage die Klägerin die Flugzeuge an Dri tte zur 

Nutzung überlassen hat (Leasing, Vercharterung, etc .). Je nach 

Einordnung des Überlassungsvertrags kann die Halter eigenschaft 

variieren (vgl. z.B. Schwenk/Giemulla, Handbuch des  Luftver-

kehrsrechts, 4. Aufl., Kap. 7, Rz 293 ff.) und mögl icherweise 

bei der Klägerin liegen.  

 

II. Die Revision der Klägerin ist ungeachtet der Fr age, ob die 

Klägerin überhaupt als Adressatin der streitbefange nen luft-

verkehrsrechtlichen Verpflichtungen anzusehen ist, unbegründet 

und war daher gemäß § 126 Abs. 2 FGO zurückzuweisen . 
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FA und FG haben den Aufwand für diejenigen luftverk ehrsrecht-

lichen Maßnahmen, für deren Durchführung die Umsetz ungsfristen 

am Bilanzstichtag des Streitjahrs noch nicht abgela ufen waren, 

zu Recht nicht ergebnismindernd durch eine Rückstel lung 

berücksichtigt. Denn die Voraussetzungen für die Bi ldung einer 

Rückstellung lagen zum Bilanzstichtag nicht vor (da zu 

B.II.1.). Die Klägerin kann sich auch nicht mit Erf olg darauf 

berufen, dass die Bildung der Rückstellung am Bilan zstichtag 

jedenfalls subjektiv richtig gewesen sei (dazu B.II .2.).  

 

1. Nach den oben unter B.I.1. dargelegten Grundsätz en ist 

Voraussetzung für die Bildung einer Rückstellung fü r ungewisse 

Verbindlichkeiten u.a. das Bestehen einer nur ihrer  Höhe nach 

ungewissen Verbindlichkeit oder die hinreichende Wa hrschein-

lichkeit des künftigen Entstehens einer Verbindlich keit dem 

Grunde nach --deren Höhe zudem ungewiss sein kann--  sowie die 

wirtschaftliche Verursachung in der Zeit vor dem Bi lanzstich-

tag.  

 

a) Nach den oben unter B.I.2.a dargelegten Maßstäbe n für das 

rechtliche Entstehen einer öffentlich-rechtlichen V erpflich-

tung ist dem FG darin zu folgen, dass diejenigen lu ftverkehrs-

rechtlichen Verpflichtungen, für deren Durchführung  die Umset-

zungsfristen zum Bilanzstichtag des Streitjahrs noc h nicht 

abgelaufen waren, rechtlich noch nicht entstanden w aren. 

 

b) Nach den oben unter B.I.2.b dargelegten Maßstäbe n zur wirt-

schaftlichen Verursachung ist auch die rechtliche B eurteilung 

des FG nicht zu beanstanden, dass diese Verpflichtu ngen im 

Streitjahr auch noch wirtschaftlich nicht verursach t waren. 

Denn ihr wirtschaftlicher Bezugspunkt liegt nicht i n der Ver-

gangenheit, sondern in der Zukunft. Die Verpflichtu ngen knüp-
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fen zukunftsorientiert an den Ablauf der Umsetzungs frist nach 

dem Bilanzstichtag an. Folglich dienen die durchzuf ührenden 

Maßnahmen objektiv dem Erhalt der technischen Nutzb arkeit der 

Flugzeuge für Zeiträume nach dem Bilanzstichtag und  damit 

nicht dem laufenden Betrieb des Streitjahrs. Dies g ilt unab-

hängig davon, dass der (unerkannte) Mangel bereits vor dem 

Bilanzstichtag angelegt war. Das FG knüpft deshalb zu Recht 

daran an, dass die öffentlich-rechtliche Verpflicht ung sank-

tionsbewehrt nur dann zu erfüllen ist, wenn der Bet rieb in 

Zukunft fortgeführt werden soll. Die Maßnahmen, für  deren 

Durchführung die Umsetzungsfristen erst nach dem Bi lanz-

stichtag des Streitjahrs abliefen, dienten deshalb ausschließ-

lich dazu, dass mit den Flugzeugen auch künftig gew erbliche 

Luftverkehrsleistungen erbracht werden können. 

 

2. Die Klägerin kann sich auch weder darauf berufen , dass die 

Bildung der Rückstellungen für diese Verpflichtunge n am 

Bilanzstichtag jedenfalls subjektiv richtig gewesen  sei, noch 

darauf, dass ihr im Hinblick auf die Nichtbeanstand ung ent-

sprechender Rückstellungsbildungen in vorangegangen en 

Betriebsprüfungen Vertrauensschutz zu gewähren sei.   

 

a) Nach dem Beschluss des Großen Senats des BFH vom  31. Januar 

2013 GrS 1/10 (BFHE 240, 162, BStBl II 2013, 317) i st das FA 

im Rahmen der ertragsteuerlichen Gewinnermittlung a uch dann 

nicht an die rechtliche Beurteilung der Klägerin ge bunden, die 

der aufgestellten Bilanz und deren einzelnen Ansätz en zugrunde 

liegt, wenn diese Beurteilung aus der Sicht eines o rdentlichen 

und gewissenhaften Kaufmanns im Zeitpunkt der Bilan zaufstel-

lung vertretbar war (Aufgabe des sog. "subjektiven Fehlerbe-

griffs" hinsichtlich bilanzieller Rechtsfragen). Ma ßgebend 

sind vielmehr die für den Bilanzstichtag geltenden Vorschrif-
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ten in objektiv zutreffender Auslegung. Insofern br aucht der 

erkennende Senat über die Frage, ob die Rechtsauffa ssung der 

Klägerin zur Bildung der streitgegenständlichen Rüc kstellung 

zumindest subjektiv nicht fehlerhaft gewesen ist, n icht zu 

entscheiden. 

 

b) Auch die Anerkennung der in vorangegangenen Vera nlagungs-

zeiträumen durch die Klägerin gebildeten Rückstellu ngen durch 

das FA und die Betriebsprüfung rechtfertigt die Auf rechterhal-

tung der streitigen Rückstellungen nicht. Der Grund satz der 

Gleichmäßigkeit der Besteuerung (§ 85 der Abgabenor dnung) 

verpflichtet das FA vielmehr, eine als unrichtig er kannte 

Rechtsauffassung zum frühestmöglichen Zeitpunkt auf zugeben. 

Das FA ist grundsätzlich an seine rechtliche Würdig ung in 

früheren Veranlagungszeiträumen nicht gebunden (Gru ndsatz der 

Abschnittsbesteuerung). Dies gilt selbst dann, wenn  die feh-

lerhafte Auffassung in einem Prüfungsbericht nieder gelegt wor-

den ist oder wenn das FA über eine längere Zeitspan ne eine 

fehlerhafte, für den Steuerpflichtigen günstige Auf fassung 

vertreten hat und der Steuerpflichtige im Vertrauen  darauf 

disponiert haben sollte (ständige Rechtsprechung, z .B. BFH-

Urteile vom 30. Oktober 1997 IV R 76/96, BFH/NV 199 8, 578, 

unter 2.b der Gründe, m.w.N.; vom 23. Februar 2012 IV R 13/08, 

BFH/NV 2012, 1112, Rz 70). 

 

III. Die erfolgreiche Revision des FA führt insgesa mt zur 

Aufhebung des angegriffenen Urteils und zur Zurückv erweisung 

der Sache an das FG zur anderweitigen Verhandlung u nd Ent-

scheidung (dazu oben B.I.). Soweit die Revision als  unbegrün-

det zurückgewiesen wurde (dazu oben B.II.), ist sie  im zweiten 

Rechtsgang nicht mehr Gegenstand des fortgesetzten Klagever-

44 

45 



- 18 - 

 

 

fahrens (Gräber/Ruban, Finanzgerichtsordnung, 7. Au fl., § 126 

Rz 20). 


